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Preußiſche Geſetzzammlung 


Jahrgang 1922 Nr. 7. 


0 


(Rr. 12231.) Geſetz über die Gewährung eines weiteren Ausgleichszuſchlags an unmittelbare Staats- 
beamte und Lehrperſonen. Vom 9. Februar 1922. : 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
| § 1. 

Allen planmäßigen Staatsbeamten und Lehrperſonen, deren Bezüge durch das Beamten⸗Dienſt⸗ 
einkommensgeſetz vom 17. Dezember 1920, durch das Volksſchullehrer⸗Dienſteinkommensgeſetz vom 
17. Dezember 1920, durch das Geſetz über das Dienſteinkommen der Leiter und Lehrer an nicht⸗ 
ſtaatlichen höheren Lehranſtalten vom 17. Dezember 1920, durch das Mittelſchullehrer-Dienſt⸗ 
einkommensgeſetz vom 14. Januar 1921 und durch das Gewerbe- und Handelslehrer-Dienſt— 
einkommensgeſetz vom 14. Januar 1921 geregelt ſind, wird bis zu einer anderen Jeſtſetzung durch 
den Staatshaushaltsplan oder durch beſonderes Geſetz zu ihren Dienſteinkommen außer dem bie: 
herigen Ausgleichszuſchlag ein weiterer Ausgleichszuſchlag in Höhe von 20 vom Hundert der erſten 
10000 Mark ihres aus Grundgehalt und Ortszuſchlag beſtehenden Dienſteinkommens gewährt. 


(1) Allen nichtplanmäßigen Beamten, den wiſſenſchaftlichen Aſſiſtenten mit planmäßiger Ver⸗ 
gütung an den wiſſenſchaftlichen Hochſchulen und den ihnen gleichgeſtellten Hilfskräften der wiſſen— 
ſchaftlichen Hochſchulen, Anſtalten und Inſtitute wird bis zu einer anderweitigen Feſtſetzung durch 
den Staatshaushaltsplan oder durch beſonderes Geſetz zu ihren aus der Grundvergütung und dem 
Ortszuſchlage beſtehenden Dienſtbezügen außer dem bisherigen Ausgleichszuſchlag ein weiterer 
Ausgleichszuſchlag in der Höhe von 20 vom Hundert der erſten 10000 Mark dieſer Bezüge gewährt. 

(2) Dazu tritt ein Notzuſchlag in der Höhe, daß ſie 

a) an Ortszuſchlag nebſt Ausgleichs- und Notzuſchlägen einen Betrag erhalten, der dem 
Ortszuſchlage nebſt Ausgleichszuſchlägen eines planmäßigen Beamten der erſten Beſol— 
dungsſtufe ihrer Eingangsgruppe gleichkommt, 

b) an Grundvergütung nebſt Ausgleichs- und Notzuſchlägen einen Betrag erhalten, der, 
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Cefehfammlung 1922. (Ar. 12281.) 
Ausgegeben zu Berlin den 24. Februar 1922. 
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des e Ei Ausgleichszuſchlägen derjenigen Gruppe ausmacht ı in der ſie beim 
regelmäßigen Verlauf ihrer Dienſtlaufbahn zuerſt planmäßig angeſtellt werden; Anwärterinnen 
auf Stellen, die in der Beſoldungsordnung mit einem 7; bezeichnet find, erhalten dieſe Bezüge 
um 10 vom Hundert gekürzt. N 
(3) Dieſe Beſtimmungen finden auf die auftragsweiſe vollbeſchäftigten und einſtweilen an⸗ 
geſtellten Lehrperſonen entſprechende Anwendung, deren Bezüge durch das Gewerbe- und Handels— 
lehrer⸗Dienſteinkommensgeſetz, das Mittelſchullehrer-Dienſteinkommensgeſetz und das Geſetz über das 
Dienſteinkommen der Leiter und Lehrer an nichtſtaatlichen höheren Lehranſtalten geregelt ſind. 
) Die Beſtimmungen in Abſ. 1 und Abſ. 2 zu Ziffer a finden auch auf diejenigen auf- 
tragsweiſe vollbeſchäftigten und einſtweilen angeſtellten Lehrperſonen entſprechende Anwendung, 
deren Bezüge durch das Volksſchullehrer-Dienſteinkommensgeſetz geregelt ſind. Sie erhalten ferner 
bis zur Vollendung des ſiebenten Dienſtjahrs zu ihrer Grundvergütung nebſt Ausgleichszuſchlägen 
einen Notzuſchlag in der Höhe, daß ſie an Grundvergütung nebſt Ausgleichs- und Notzuſchlägen 
85, 90, 95, 95, 98, 100, 100 vom Hundert des Anfangsgrundgehalts nebſt Ausgleichszuſchlägen 
der Gruppe 1 des Volksſchullehrer-Dienſteinkommensgeſetzes erhalten; Lehrerinnen erhalten dieſe 
Bezüge jedoch um 10 vom Hundert gekürzt. 
8 3. 
Der nach SS 1 und 2 gewährte weitere e e eee bleibt außer Betracht für die Be— 
rechnung der Höchſtſütze der Beträge, die für die Zuweiſung einer Dienſtwohnung denjenigen 
Staatsbeamten und Lehrperſonen in Anrechnung gebracht werden, deren Bezüge nach den im $ 1 
genannten Geſetzen geregelt ſind. 
SA. . 
Dieſes Geſetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 1922 in Kraft. Gleichzeitig tritt Artikel I 
$2 des Geſetzes über eine Anderung der Dienſt- und Verſorgungsbezüge der unmittelbaren 
Staatsbeamten vom 24. November 1921 (Geſetzſamml. S. 553) und Artikel I 8 3 Abſ. 2, 4 
und 5 des Geſetzes über eine Anderung des Volksſchullehrer-Dienſteinkommensgeſetzes vom 
24. November 1921 (Geſetzſamml. S. 563) außer Kraft. 
Das vorſtehende vom Landtag beſchloſſene Gefetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs— 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 
Berlin, den 9. Februar 1922. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Braun. v. Richter. 
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